
Versuch, das alles politisch füh­
ren zu wollen, sei demzufolge ein 
Eingriff in diese Gesetze und Me­
chanismen und wäre deshalb 
schon von vornherein zum Schei­
tern verurteilt.
Natürlich ist - wie die nun fast 
vierzigjährige Geschichte der 
DDR nachdrücklich zeigt - die 
politische Führung der Gesell­
schaft durch unsere Partei nicht 
alternativ zum Wirken gesell­
schaftlicher Gesetze zu verste­
hen. Ein Grundanliegen der politi­
schen Führung durch die SED be­
steht gerade darin, die Bedingun­
gen für die immer bewußtere 
Durchsetzung all dieser Gesetze 
zu schaffen, zu vervollkommnen. 
Das geht nur im kollektiven Wir­
ken der Parteien, der sozialisti­
schen Staatsmacht, der Massen­
organisationen. Dieses Zusam­
menwirken erfordert aber eine 
einheitliche Orientierung auf die 
entscheidenden Schwerpunkte, 
eben die politische Führung 
durch die marxistisch-leninisti­
sche Partei. Ihr Wesen besteht 
dabei darin, bei jeder Entschei­
dung auf jeder Ebene die Reali­
sierung der Interessen zu garan­
tieren, die die Werktätigen mit 
dem Sozialismus verbinden. 
Darum bezeichnete der XI. Partei­
tag die Einheit von Wirtschafts­
und Sozialpolitik als Hauptinhalt 
politischer Führung, weil darin 
konzentriert das elementare Ge­
sellschaftsinteresse der Arbeiter­
klasse und ihrer Verbündeten 
zum Ausdruck kommt.
7. Das Programm der SED be­
zeichnet die weitere Entfaltung 
und Vervollkommnung der sozia­
listischen Demokratie als die 
„Hauptrichtung, in der sich die 
sozialistische Staatsmacht ent­
wickelt"5. Die SED vertritt also 
nicht eine Position, daß sich die 
Demokratie vorwiegend außer­
halb der Staatsmacht - also im 
Bereich der gesellschaftlichen 
Organisationen - entwickele 
oder daß der Staat schrittweise 
Funktionen an gesellschaftliche 
Organisationsformen abgeben 
müsse.
Im Gegenteil: Alle Erfahrungen

führen die SED zu der Feststel­
lung, daß die allseitige Stärkung 
der sozialistischen Staatsmacht 
der Garant dafür ist, die Überein­
stimmung von gesellschaftli­
chen, kollektiven und individuel­
len Interessen herzustellen. Des­
halb vertreten wir den Stand­
punkt, daß der staatliche Ent- 
scheidungs- und Leitungsprozeß 
selbst das wichtigste Feld gesell­
schaftlicher Mitentscheidung

Zusammensetzung 
der örtlichen 
Volksvertretungen

Anzahl
der
Abgeordne­
ten

%

insgesamt 206 252 100,0
nominiert
von:
SED 66 460 32,2
DBD 16 032 7,8
CDU 12918 6,3
LDPD 8 355 4,1
NDPD 7 975 3,9
FDGB 30 590 14,8
DFD 20491 9,9
FDJ 21 498 10,6
KB 2 721 1,3
VdgB 12 899 6,3
Konsum 5 863- 2,8

und Mitwirkung ist und in dieser 
Richtung ständig vervollkomm­
net werden muß.
Insofern wird der Tätigkeit der 
gewählten Volksvertretungen, 
der Abgeordneten, der Kommis­
sionen und Aktivs, generell der 
bürgernahen Kommunalpolitik, 
den vielfältigen demokratischen 
Mitentscheidungs- und lyiitge- 
staltungsmöglichkeiten der
Werktätigen bei der Leitung und 
Planung der ökonomischen Ent­
wicklung bzw. des sozialen Fort­
schritts so große Bedeutung bei­
gemessen.
In diesem Sinne unterstrich der

XI. Parteitag: Die Vervollkomm­
nung der sozialistischen Demo­
kratie vollzieht sich in der mate­
riellen Produktion „bis hin zum 
Arbeitskollektiv vor allem über 
den Ausbau der Rechte und der 
Verantwortung der Gewerkschaf­
ten"6. Auf der 7. Tagung des ZK 
wurde dies noch einmal bekräf­
tigt. Hervorgehoben wurde die 
Rolle der t Gewerkschaften als 
„Partner in der sozialistischen 
Leitungstätigkeit ... und zwar ak­
tive und konstruktive Partner, die 
selbst Vorschläge zur Erhöhung 
der Leistungen unterbreiten und 
zugleich umfassend die Interes­
sen der Werktätigen, einschließ­
lich der Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen, 
wahren"7.
Dieses klare strategische Kon­
zept führte zu jenem hohen Wir­
kungsgrad der sozialistischen De­
mokratie in der DDR, der sich so­
wohl in wissenschaftlich-techni­
scher Dynamik, ökonomischem 
Fortschritt und sozialer Sicher­
heit als auch in politischer Stabi­
lität und Aktivität niederschlägt. 
Verbunden mit den vielfältigen 
realen demokratischen Errungen­
schaften erweist sich das strate­
gische Fundament als solide Vor­
aussetzung für die weitere Entfal­
tung und Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie in der 
DDR. Mit den Kommunalwahlen 
am 7. Mai 1989 wird dazu ein wei-' 
terer Schritt getan.
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